Satzung des Vereins fiir Behindertenhilfe Dieburg und Umgebung e. V.

§1 Name und Sitz

(1) Der Verein fuhrt den Namen ,Verein fur Behindertenhilfe Dieburg und Umgebung e.
V.“ und ist in das Vereinsregister des Amtsgerichtes Dieburg eingetragen.

(2) Der Sitz des Vereins ist Dieburg.

§2 Aufgaben

Aufgabe und Zweck des Vereins sind vornehmlich die Einrichtung und der Betrieb einer
Werkstatt fur Behinderte, einer Integrativen Tagesstatte, einer Fruhforderstelle, eines
Wohnheimes einschliel3lich ausgelagerter Wohnheimplatze sowie weiterer erforderlicher
Einrichtungen, die der Versorgung und Betreuung behinderter Menschen dienen.

Alle Malinahmen verfolgen den Zweck, die fir den Einzelnen erreichbare Teilnahme am
Leben in der Gemeinschaft zu fordern.

Die in einer Mitgliedsgemeinde wohnenden Behinderten haben Anspruch auf Nutzung der
Einrichtungen des Vereins fur Behindertenhilfe im Rahmen der gegebenen Maglichkeiten.

§3 Gemeinniitzigkeit

(1) Der Verein verfolgt ausschlief3lich und unmittelbar gemeinnitzige und mildtatige
Zwecke gemall den Bestimmungen der Abgabenordnung in der jeweils guiltigen
Fassung. Der Verein dient der freien Wohlfahrtspflege und gehdrt dem Deutschen
Roten Kreuz (Spitzenverband der freien Wohlfahrtspflege) an.

(2) Der Verein ist selbstlos tatig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

(8) Vermogen und Ertrage durfen nur fir satzungsmafige Zwecke verwendet werden..
Vermogenserlose und Ertrage sind daher zur Verstarkung des Vereinsvermogens zu.
verwenden oder gemeinnutzigen Zwecken, die eine Hilfe fir Behinderte zum
Gegenstand haben, zuzufuhren.

(4) Die zur Erreichung des Vereinszweckes erforderlichen Mittel werden durch Erlése,
Ertrage aus dem Vereinsvermdgen, Leistungen und Beihilfen der 6ffentlichen Hand
sowie private Beitrage und Spenden aufgebracht.

(5) Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des
Vereins auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf niemand
durch Verwaltungsausgaben, die Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch
unverhaltnismafig hohe Vergutungen begunstigt werden.

§4 Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Vereins konnen juristische Personen des 6ffentlichen und privaten
Rechts werden, die bereit sind, die Bestrebungen des Vereins zu férdern und sich fur
die in der Satzung festgelegten Ziele einzusetzen. Unter den Voraussetzungen von
Satz 1 kdnnen auch naturliche Personen Mitglieder des Vereins werden.
Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen kdnnen nicht Mitglieder des Vereins werden.

(2) Uber die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der Verwaltungsrat.



(3) Die Mitgliedschaft endet:
a) bei naturlichen Personen durch Tod,
b) bei juristischen Personen durch den Verlust der Rechtsfahigkeit,

c) durch schriftliche Austrittserklarung zum Schlufd eines Kalenderjahres unter
Einhaltung einer vierteljahrlichen Kindigungsfrist,

d) durch Ausschlul®, wenn der Verwaltungsrat feststellt, da® das betreffende Mitglied
den Zielen des Vereins entgegenarbeitet. Der Beschlul3 hieriber ist dem Mitglied,
das vor der Entscheidung zu héren ist, durch einen eingeschriebenen Brief
mitzuteilen. Gegen den Beschluld kann innerhalb eines Monats Einspruch erhoben
werden, Uber den die Mitgliederversammlung endgultig entscheidet.

§5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder sollen den Verein bei der Erflllung seiner Aufgaben unterstlitzen und
ihn durch Vorschlage und Anregungen fordern.

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, einen Mitgliedsbeitrag zu zahlen. Die Hohe des
Beitrages bestimmt die Mitgliederversammlung jahrlich.

(3) Jedes Mitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme. Juristische Personen
haben das Recht, sich in der Mitgliederversammlung durch einen/eine
Delegierten/Delegierte vertreten zu lassen. Abweichend von § 38 BGB haben
naturliche Personen das Recht, sich in der Mitgliederversammlung durch ihrem
Ehepartner/in vertreten zu lassen.

(4) Wer nach § 4 Abs. 3 aus dem Verein ausscheidet, hat keinen Anspruch gegen den
Verein, insbesondere nicht auf Auseinandersetzung. Unberlhrt bleiben
Sondervertrage zwischen dem Verein und Vereinsmitgliedern, die sich nicht auf
eingebrachtes Vermogen beziehen.

§6 Organe des Vereins
Organe des Vereins sind

a) die Mitgliederversammlung
b) der Verwaltungsrat

c) der Vorstand.

§7 Aufgaben der Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben:

a) Wahl des Verwaltungsrates, soweit kein Entsendungsrecht einzelner Mitglieder oder
Gruppen besteht,

b) BeschluRfassung uber den Wirtschaftsplan,
c) Ubertragung der Priifung des Jahresabschlusses,

d) Genehmigung des Jahresabschlusses und Entlastung des Verwaltungsrates und
des Vorstandes,

e) Beschlul3¢fassung Uber den Mitgliedsbeitrag,



f) Beschlu3fassung Uber Satzungsanderungen und Auflésung des Vereins.

(2) Die Mitgliederversammlung faldt ihre Beschllisse mit einfacher Mehrheit. Zu einem
BeschlulR, der eine Anderung der Satzung oder die Auflésung des Vereins zum
Gegenstand hat, ist eine Mehrheit von zwei Drittel der erschienenen Mitglieder
erforderlich.

(3) Solange der Landkreis Darmstadt-Dieburg oder sein Rechtsnachfolger Vereinsmitglied
ist, bedlrfen Satzungsanderungen sowie ein Beschlul® tUber die Auflésung des Vereins
seiner Zustimmung ( 35 BGB).

§8 Einberufung der Mitgliederversammlung

(1) Der/Die Vorsitzende des Verwaltungsrates beruft die Mitglieder nach Bedarf, im Jahr
jedoch mindestens einmal, zu einer Mitgliederversammlung ein.

(2) Aulderdem ist eine Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn mindestens ein Viertel
der Vereinsmitglieder dies unter Angabe des zu beratenden Gegenstandes schriftlich
beantragt. Die Mitgliederversammlung muf} innerhalb von vier Wochen nach Stellung
des Antrages stattfinden.

(3) Ort und Zeitpunkt der Mitgliederversammlung bestimmt der/die Vorsitzende des
Verwaltungsrates. Die Einladungen erfolgen schriftlich unter Bekanntgabe der
Tagesordnung. Zwischen dem Tag der Absendung der Einladung und dem der
Mitgliederversammlung mul} ein Zeitraum von zwei Wochen liegen. In dringenden
Fallen kann die Frist fur die Einladung auf funf Tage abgekurzt werden.

(4) Die Leitung der Mitgliederversammlung obliegt dem/der Vorsitzenden des
Verwaltungsrates. Er/Sie kann sie im Falle der Verhinderung dem/der
Stellvertreter/Stellvertreterin Ubertragen.

(5) Eine Erweiterung der Tagesordnung um die Punkte, die nicht im Einladungsschreiben
benannt wurden, kann erfolgen, wenn die Mitgliederversammlung dies mit Mehrheit
beschlieft.

(6) Die ordnungsgemal einberufene Mitgliederversammlung ist beschluf3fahig, wenn mehr
als 1/4 der Mitglieder anwesend ist. Kommt eine Beschlu3fahigkeit nicht zustande,
wird eine erneute Mitgliederversammlung einberufen, die dann ohne Rucksicht auf die
Zahl der erschienenen Mitglieder beschluf’fahig ist. In der Einladung zur erneuten
Mitgliederversammlung mul} auf diese Bestimmung ausdrucklich hingewiesen werden.

(7) Uber die Beschliisse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die
von dem/der Vorsitzenden des Verwaltungsrates oder dem/der
Stellvertreter/Stellvertreterin zu unterschreiben ist. Die Mitglieder kbnnen beantragen,
dald von ihnen abgegebene Erklarungen in die Niederschrift aufgenommen werden.
Das Protokoll der Mitgliederversammlung ist innerhalb von 6 Wochen nach der Sitzung
den Mitgliedern zuzusenden.

§9 Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 16 Personen. Hiervon entsenden auf die Dauer von
jeweils vier Jahren

a) der Landkreis Darmstadt-Dieburg drei Personen,
b) diejenigen Stadte und Gemeinden im Landkreis Darmstadt-Dieburg, die



Vereinsmitglieder sind, zusammen zwei Personen und
c) die Mitarbeiterschaft zwei von ihr aus ihren Reihen gewahlte Personen.
Die Ubrigen neun Personen, von denen

a) drei aus dem Kreis der Eltern oder Sorgeberechtigten aller bestehenden
Einrichtungen des Vereins stammen mussen,

b) zwei wirtschaftlich erfahrene Personen sein mussen,

c) jeweils eine von dem Verein Lebenshilfe Dieburg Vereinigung fur geistig und
korperlich Behinderte e. V., von dem Deutschen Roten Kreuz - Kreisverband
Dieburg -, von der evangelischen Kirche und von der katholischen Kirche
vorzuschlagen sind, werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von vier
Jahren gewabhlt. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Verwaltungsratsmitgliedes kann
der Verwaltungsrat durch Zuwahl fur den Rest der Wahlzeit erganzt werden.
Gleiches gilt hinsichtlich des Entsendungsrechts fur die Verwaltungsratsmitglieder
nach Satz 2.

(2) Der Verwaltungsrat wahlt aus seiner Mitte den/die Vorsitzenden/Vorsitzende sowie
den/die Stellvertreter/Stellvertreterin.

(3) Die gewahlten Verwaltungsratsmitglieder kénnen von der Mitgliederversammlung
vorzeitig abgewahlt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Hierfur sind die
Anwesenheit von mehr als der Halfte der Mitglieder sowie eine Mehrheit von zwei
Drittel der erschienenen Mitglieder erforderlich.

§ 10 Aufgaben des Verwaltungsrates

Der Verwaltungsrat Ubt seine Tatigkeit ehrenamtlich aus. Ihm obliegen folgende
Aufgaben:

a) Berufung und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie Abschlufd ihrer
Dienstvertrage,

b) Wahl des/der Vorsitzenden des Vorstandes und eines/einer
Stellvertreters/Stellvertreterin,

c) Erlalk einer Geschaftsordnung flr den Vorstand,
d) Aufsicht Uber die Tatigkeit des Vorstandes,

e) Vorbereitung aller vor die Mitgliederversammlung zu bringenden Antrage, insbesondere
des Wirtschaftsplanes und des Jahresabschlusses,

f) Zustimmung zu Vorstandsbeschlissen gemal § 14 Abs. 4,
g) Entscheidung Uber sonstige Mallnahmen von grundsatzlicher Bedeutung.

§ 11 Sitzungen des Verwaltungsrates

(1) Der/die Vorsitzende des Verwaltungsrates beruft den Verwaltungsrat nach Bedarf zu
einer Sitzung ein. Der Verwaltungsrat ist einzuberufen, wenn mindestens funf seiner
Mitglieder dies unter Angabe des zu beratenden Gegenstandes schriftlich beantragen.

(2) Die Einladung mit der Tagesordnung soll den Mitgliedern des Verwaltungsrates
spatestens eine Woche vor dem Sitzungstag zugehen. -

(3) Der Verwaltungsrat ist beschluf3fahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder



anwesend ist. Beschlisse werden mit einfacher Mehrheit gefal3t. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden den Ausschlag.

(4) Uber jede Verwaltungsratssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die den Tag der
Sitzung, die Namen der Anwesenden, die Gegenstande der Verhandlung und die
gefalten Beschlisse enthalten muf3. Die Niederschrift ist von dem/der Vorsitzenden
und dem/der Schriftflhrer/Schriftflihrerin zu unterschreiben und den Mitgliedern des
Verwaltungsrates zu tibersenden. Uber die Genehmigung ist in der nachsten Sitzung
des Verwaltungsrates zu beschliel3en.

§12 Beiréte

(1) Zur Vorbereitung seiner Entscheidungen kann der Verwaltungsrat Fachbeirate bilden.
Er kann in diese auch fachkundige Personen aufnehmen, die nicht Mitglied des
Vereins sind.

(2) Die Beiratsmitglieder werden vom Verwaltungsrat berufen und abberufen.

§ 13 Zusammensetzung des Vorstandes
(1) Den Vorstand bilden
a) der/die kaufmannische Leiter/Leiterin und
b) der/die padagogische Leiter/Leiterin.
(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Verwaltungsrat berufen und abberufen.

§ 14 Aufgaben des Vorstandes

(1) Dem Vorstand obliegt die Leitung der Vereinsgeschafte. Er ist fur die Erledigung aller
Aufgaben zustandig, soweit sie nicht der Mitgliederversammlung, dem Verwaltungsrat
oder den Leitern/Leiterinnen der einzelnen Einrichtungen vorbehalten sind.

(2) Im Rahmen der vom Verwaltungsrat festgelegten Richtlinien und ergangenen
Weisungen ist der Vorstand selbstandig und in eigener Verantwortung tatig.

(3) Der Vorstand hat die Aufgaben des Vereinsvorstandes im Sinne des blrgerlichen
Rechts ( 26 BGB). Es vertritt den Verein gerichtlich und aullergerichtlich. Zur
rechtswirksamen Vertretung bedarf es der Unterschriften von zwei Mitgliedern. Im
ubrigen vertreten sich die Vorstandsmitglieder gegenseitig nach Maligabe der
Geschaftsordnung.

(4) BeschlUsse des Vorstandes bedurfen der Zustimmung des Verwaltungsrates in
folgenden Angelegenheiten:

a) Aufstellung eines Geschaftsverteilungsplanes,

b) Aufnahme von Krediten, soweit diese die im Wirtschaftsplan festgelegte Kreditlinie
ubersteigen,

c) Stundung und Verzicht auf vermogensrechtliche Anspriiche sowie Verzicht auf die
fur sie bestellten Sicherheiten,

d) Erwerb, Veraulerung oder Belastung von Grundstiicken oder von
grundstticksgleichen Rechten,

e) Erwerb und Aufgabe von Rechten an fremden Grundsticken,



f) Abgabe von Burgschaftserklarungen,

g) Aufnahme von Rechtsstreitigkeiten und Abschlufd von Vergleichen

h) BaumalRnahmen,

i) Entscheidungen uber sonstige Mallnahmen von grundsatzlicher Bedeutung,
j) Einstellung und Kindigung der Leiter/Leiterinnen der einzelnen Einrichtungen.

In den Fallen von Satz 1 kann der Verwaltungsrat im Rahmen der Geschaftsordnung
fur den Vorstand Wertgrenzen festlegen, innerhalb deren seine Genehmigung nicht
erforderlich ist.

(5) Die Mitglieder des Vorstandes nehmen grundsatzlich an den Sitzungen der
Mitgliederversammlung, des Verwaltungsrates und der Fachbeirate teil, soweit diese
nicht im Einzelfall etwas anderes beschliel3en.

(6) Der/Die Vorsitzende des Verwaltungsrates und der/die Stellvertreter/Stellvertreterin
sollen sich Uber die laufende Arbeit informieren und sind berechtigt, an den Sitzungen
des Vorstandes teilzunehmen.

§ 15 Haushaltswirtschaft

Das Geschaftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. Fir jedes Geschaftsjahr wird ein
Wirtschaftsplan, bestehend aus dem Erfolgsplan, dem Vermdgensplan und der
Stellentbersicht aufgestellt. Die Vorschriften des Zweiten Teiles des
Eigenbetriebsgesetzes (EigBGes) Uber Wirtschaftsfiihrung und Rechnungswesen gelten
entsprechend.

§ 16 Auflésung

Bei Auflésung des Vereins ist der Landkreis Darmstadt-Dieburg Treuhd&nder im Sinne der
in § 1 genannten Aufgaben. Er bestimmt, in welcher Tragerschaft und Rechtsform das
Vermoégen verwaltet und die Arbeit weitergeflihrt wird.

§17 Ubergangsvorschriften

(1) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung werden die Mitglieder des bisherigen Vorstandes
Mitglieder des Verwaltungsrates nach dieser Satzung fir die Dauer ihrer Wahlzeit. Der
bisherige Erste Vorsitzende des Vorstandes wird Vorsitzender des Verwaltungsrates.
Der bisherige Zweite Vorsitzende des Vorstandes wird Stellvertreter des Vorsitzenden
des Verwaltungsrates.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung nehmen die in § 13 Abs. 1 genannten Personen
die Aufgaben und Befugnisse der Mitglieder des Vorstandes nach dieser Satzung
wahr.

§ 18 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.09.1995 in Kraft. Zugleich tritt die bisherige Satzung aulder
Kraft.



	Satzung des Vereins für Behindertenhilfe Dieburg und Umgebung e. V.
	§1 Name und Sitz
	§2 Aufgaben
	§3 Gemeinnützigkeit
	§4 Mitgliedschaft
	§5 Rechte und Pflichten der Mitglieder
	§6 Organe des Vereins
	§7 Aufgaben der Mitgliederversammlung
	§8 Einberufung der Mitgliederversammlung
	§9 Zusammensetzung des Verwaltungsrates
	§ 10 Aufgaben des Verwaltungsrates
	§ 11 Sitzungen des Verwaltungsrates
	§12 Beiräte
	§ 13 Zusammensetzung des Vorstandes
	§ 14 Aufgaben des Vorstandes
	§ 15 Haushaltswirtschaft
	§ 16 Auflösung
	§17 Übergangsvorschriften
	§ 18 Inkrafttreten


